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5.6 Globale politische Vorgaben für den Schutz
und die nachhaltige Nutzung der Biodiversität
Elisabeth	Marquard,	Katja	Heubach	&	Axel	Paulsch

Politische Vorgaben für den Schutz und die nachhaltige Nutzung von Biodiversität: leiten sich auf globaler 
Ebene in erster Linie aus multilateralen Abkommen ab. Die Mitgliedsstaaten solcher Übereinkünfte geben sich ge-
meinsame Ziele, die ihnen als Orientierung für die Ausgestaltung ihrer nationalen Politik dienen.
Im Biodiversitätskontext ist das Übereinkommen über biologische Vielfalt (CBD) von herausragender Bedeutung. Es 
verkörpert den spätestens seit dem Rio-Erdgipfel international anerkannten Ansatz, die Themenkomplexe Umwelt und 
Entwicklung (hier: Schutz und nachhaltige Nutzung von Biodiversität) integrativ zu betrachten. Um Biodiversität zu 
erfassen, ihren Zustand zu bewerten, sie zu schützen oder nachhaltig zu nutzen bedarf es neben global konzertierter 
Anstrengungen in der Praxis jedoch stets auch eines ortsspezifischen Ansatzes. Denn werden politische Vorgaben auf 
einer Ebene beschlossen, die nicht jene der politischen und administrativen Durchsetzung ist, kann dies erhebliche 
Vollzugsdefizite mit sich bringen. Eine Steigerung der Effektivität multilateraler Umweltabkommen ist angesichts des 
weiterhin dramatisch voranschreitenden Biodiversitätsverlusts dringend geboten.
Political requirements for the protection and sustainable use of biodiversity: At the global level, multilateral env-
ironmental agreements (MEAs) are the main political frameworks for the conservation and sustainable use of biodi-
versity. The contracting parties to such agreements define common goals that give them orientation for the shaping of 
their national policies.In the biodiversity context, the Convention on Biological Diversity (CBD) is of extraordinary 
importance. It represents an approach that has been internationally recognized since the Rio-Summit at the latest: i.e., 
considering environmental and developmental issues in an integrative manner (here: conservation and sustainable 
use of biodiversity). However, besides globally concerted efforts, place-based and context-specific approaches are 
needed for monitoring, conserving or sustainably using biodiversity in practice. Otherwise, political decisions taken 
at a level not matching the one at which they need to be politically and administratively implemented may render 
ineffective. In the light of the ongoing loss of biodiversity, a more effective implementation of MEAs is urgently needed.

Viele Umweltprobleme sind von grenzüberschrei-
tendem oder globalem Charakter. Hierzu zählt ne-

ben dem Klimawandel und der großräumigen Luft- und 
Wasserverschmutzung auch der in allen Weltregionen zu 
beobachtende Verlust an biologischer Vielfalt. Um Pro-
blemen dieser Großenordnungen zu begegnen, müssen 
an möglichst vielen Orten konkrete und an die lokalen 
Umstände angepasste Maßnahmen ergriffen werden. 
Zusätzlich bedarf es aber auch koordinierter Anstren-
gungen aller Länder, die an der Entstehung eines grenz-
überschreitenden oder globalen Problems ursächlich 
beteiligt bzw. von ihm betroffenen sind, sowie Koope-
rationen zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren. Um dies zu erreichen, sind in den letzten Jahr-
zehnten zahlreiche sogenannte ‚multilaterale Umwel-
tabkommen’ (Multilateral Environmental Agreements, 
MEAs) entstanden. Hierzu zählen alle Abkommen im 
Umweltbereich, die von mehreren Staaten unterzeich-
net wurden (bei nur zwei Vertragsparteien spricht man 
gewöhnlich von bilateralen Abkommen). Es existieren 
mehrere hundert solcher MEAs (Knigge et al. 2005), 
wobei nur etwa ein Drittel dieser Abkommen von glo-
baler Bedeutung ist (vgl. Balsiger & Prys 2016). Ein 
möglicher Gradmesser für die geopolitische Reichweite 
eines Abkommens ist die Anzahl seiner Mitglieder (auch 
‚Vertragsstaaten‘ oder ‚Vertragsparteien‘ genannt, wobei 
der Begriff ‚Partei‘ auch supra-nationale Einheiten wie 
die EU einschließt, die bei vielen MEAs Mitglied ist). 
Beispielsweise ist das Übereinkommen zum Schutz der 
Alpen mit seinen neun Mitgliedern – acht Alpenanrai-
nerstaaten plus Europäischer Union (EU) – ein MEA mit 

regionalem Fokus und Wirkungsraum. MEAs hingegen, 
denen ein großer Teil der existierenden Staaten beige-
treten sind, kann man globale Bedeutung zusprechen. 
Selbst für Nicht-Mitgliedländer sind solche Abkommen 
relevant. So wirken sich z.B. im Rahmen von Klimaver-
handlungen festgelegten Treibhausgasminderungsziele 
nicht nur innerhalb der territorialen Grenzen der Ver-
tragsstaaten, sondern langfristig auch auf das globale 
Klima günstig aus. Auch kann ein Emissionshandels-
system Auswirkungen auf die Technologie- oder Indus-
trieentwicklung innerhalb von Ländern haben, die einem 
entsprechenden Abkommen nicht beigetreten sind. An-
dersherum ist es auch möglich, dass Staaten ohne Mit-
gliedsstatus indirekt über ihnen politisch, kulturell oder 
ökonomisch verbundene Mitgliedsparteien Einfluss auf 
Verhandlungen nehmen, die im Rahmen eines MEAs 
geführt werden, oder selbst an diesen als beobachtende 
Partei mit Rederecht teilnehmen.

Im Kontext von Biodiversität und Klima sind min-
destens die in Tab. 5.6-1 aufgelisteten MEAs global be-
deutsam. Sie sind völkerrechtlich bindend, was bedeutet, 
dass alle Vertragsparteien zugestimmt haben, die aus 
dem jeweiligen MEA entstehenden Verpflichtungen nach 
bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen (University 
of Joensuu 2007). In regelmäßigen Abständen finden 
sich die Repräsentanten der Mitgliedsparteien zu einer 
Vertragsstaatenkonferenz (Conference of the Parties, 
COP) zusammen und fassen auf der Grundlage des je-
weiligen Übereinkommens Beschlüsse, welche seine 
Umsetzung befördern sollen. Auch diese Beschlüsse 
sind für alle Mitgliedsparteien bindend.

Aus Lozán et al. (2016): Warnsignal Klima: Die Biodiversität. Wissenschaftliche Auswertungen, Hamburg 
siehe Webseite: Wissenschaftler informieren direkt (www.warnsignal-klima.de)



326

Nutzen und Grenzen globaler 
Abkommen im Biodiversitätskontext

Weltweit werden Ökosysteme in einem solch drastischen Ausmaß an-
thropogen überformt oder zerstört sowie Tier- und Pflanzenpopulationen 
dezimiert, dass die gegenwärtige Situation berechtigterweise als globa-
le Biodiversitätskrise charakterisiert wird. Während der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (UNCED), die 1992 
in Rio de Janeiro stattfand, hat die Staatengemeinschaft diese Krise als 
eine der größten Bedrohungen für eine nachhaltige Entwicklung iden-
tifiziert und einer Umkehr der gegenwärtigen Trends hohe politische 
Priorität zugesprochen (UNCED 1992). Die während dieser Konferenz 
initiierten oder später entstandenen globalen Umweltabkommen sind in 
diesem Sinne zunächst Ausdruck des Anerkennens eines gemeinsamen 
Problems und der Bekundung politischen Willens zu seiner Lösung. 

Darüber hinaus begründet sich der Nutzen globaler Vorgaben im 
Bio diversitätskontext aus der Tatsache, dass die direkten und indirekten 
Ursachen sowie die Folgen des Biodiversitätsverlusts über große Di-
stanzen hinweg Wirkungen entfalten, und meist nicht losgelöst von 
Fragen der ökonomischen Entwicklung betrachtet werden können. So 
werden beispielsweise lokale Landnutzungs-Entscheidungen in einer 
Welt mit einem globalisierten Waren- und Finanzmarkt häufig in Ab-
hängigkeit von internationalen Handelsbedingungen getroffen. Durch 
den Klimawandel und fortschreitende Globalisierungsprozesse nehmen 
transnationale Umweltprobleme in Anzahl und im Ausmaß weiter zu 
(Kanie 2007). Um diesen Herausforderungen zu begegnen, ist es not-
wendig, Lösungswege international aufeinander abzustimmen und mit-
einander zu verknüpfen. Auch ist eine integrierte Betrachtungsweise 
von Biodiversitätskrise und Klimawandel sowie von Umwelt und Ent-
wicklung notwendig, was wiederum das Feld an politischen Vorgaben, 
die im Biodiversitätskontext relevant sind, erweitert. So zählten hierzu 
auch die Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen (Sus-
tainable Development Goals, SDGs, http://www.un.org/sustainable-
development).

Tatsächlich haben multilaterale Kooperationen in den vergangenen 
vier Jahrzehnten im Umweltkontext viel erreicht. Allein der Beitritt zu 
einem MEA hat vielerorts dazu geführt, dass Umweltprobleme über-
haupt oder stärker auf die politische Agenda gerückt sind. Als Reak-

tion auf die Verabschiedung der CBD 
wurden in vielen Ländern nach 1992 
zum ersten Mal Ministerien für Um-
weltfragen eingerichtet (Kanie 2007). 
Die EU hat in den neunziger Jahren 
das alle 28 EU-Mitgliedsstaaten um-
spannende und somit weltweit größ-
te Schutzgebietsnetz NATURA 2000 
geschaffen, das als regionaler Bei-
trag zur Umsetzung der CBD gelten 
kann. Außerhalb des Biodiversitäts-
bereichs gilt das Montreal-Protokoll 
zur Bekämpfung des Ozonlochs als 
prominentes Beispiel für eine erfolg-
reiche, global koordinierte Anstren-
gung zur Lösung von Umweltpro-
blemen (http://ozone.unep.org/en/
treaties-and-decisions).

Andererseits sind im Rahmen 
der Vereinten Nationen operierende 
MEAs häufig schwerfällige, büro-
kratische Gebilde. Sie werden in der 
Regel innerhalb spezialisierter Gre-
mien ausgehandelt und nicht immer 
ausreichend mit anderen internatio-
nalen Prozessen im Themenbereich 
abgestimmt, um Überschneidungen 
zu vermeiden. Das internationale Re-
gelwerk ist im Umweltbereich daher 
recht unübersichtlich und fragmentiert 
(Ivanova & Roy 2007, Kanie 2007). 
Teilweise führt dies zu Synergieef-
fekten, es bestehen aber durchaus 
auch Widersprüche zwischen den Be-
schlüssen verschiedener Abkommen, 
beispielsweise zwischen jenen der 
Klimarahmenkonvention und der Bio-
diversitätskonvention: So wurde unter 
der UNFCCC ein Programm zur Re-
duktion der durch Abholzung oder De-
gradation von Wäldern entstehenden 
Kohlendi oxid-Emissionen geschaffen, 
(Reducing Emissions from Deforesta-
tion and Forest Degradation in Deve-
loping Countries REDD+), ohne dabei 
zunächst Biodiversitätsbelange ausrei-
chend zu berücksichtigen. So bestand 
die Gefahr, dass der REDD+-Mecha-
nismus Bedingungen schaffen würde, 
unter denen es sich finanziell lohnt, 
alte, biodiversitätsreiche Wälder 
durch biodiversitätsarme Holzplan-
tagen zu ersetzen. Inzwischen hat die 

Tab. 5.6-1: Im Kontext von Biodiversität und Klima global bedeutsame MEAs 
(vgl. UNEP - WCMC 2015; Quelle für die hier angegebenen Mitgliedszahlen ist 
jeweils die Webseite des genannten Umweltabkommens, Aufruf am 22.8.2016).
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Staatengemeinschaft dies erkannt und »biodiversitäts-
schützende Elemente« (biodiversity safeguards) in den 
REDD+-Mechanismus integriert. In der Praxis ist aber 
nur ein Teil der bisher durchgeführten REDD+-Projekte 
auch unter Biodiversitätsgesichtspunkten erfolgreich (s. 
z.B. Panfil & Harvey 2016).

Machtungleichgewichte zwischen verhandelnden 
Staaten und komplizierte Meinungsbildungsprozesse 
sind weitere Faktoren, die die Effektivität des globalen 
Governance-Systems im Umweltbereich beeinträchtigen 
können. Je nach Anzahl der beteiligten Länder, dem Tur-
nus der Vollversammlungen und dem angewandten Prin-
zip für die Entscheidungsfindung (häufig das Konsen-
sprinzip), können zwischen der Initiierung eines MEAs 
und der Verabschiedung eines ersten Aktionsplans für po-
litische Maßnahmen viele Jahre vergehen (Kanie 2007). 

Eine große Herausforderung für internationale Ab-
kommen zur Erhaltung der biologischen Vielfalt besteht 
zudem darin, dass Biodiversität (auch) ein lokales Phä-
nomen ist, abhängig von vielen standortspezifischen 
Faktoren (z.B. Bodenbeschaffenheit, Klima, Artenpool 
historische Landschaftsentwicklung). Auch die Biodi-
versität schädigende Faktoren wie die Zerschneidung 
eines Lebensraums oder die Intensivierung der Landnut-
zung sowie schützende Maßnahmen wie die Einschrän-
kung bestimmter Nutzungsformen ändern Bedingungen 
zunächst vor Ort, auch wenn sie ebenso Effekte über 
weite Entfernungen oder Zeiträume entfalten können. 
Um Biodiversität zu schützen oder nachhaltig zu nutzen 
bedarf es in der Praxis – neben den globalen Richtlinien 
und Zielen – also unbedingt auch orts- und kontextspe-
zifischer politischer und administrativer Ansätze. Nur 
dann können globale Ziele in effektive Maßnahmen auf 
nationaler und lokaler Ebene übersetzt werden.

Beispiel für ein weltumspannendes 
MEA: Das Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt
Die CBD – auch Biodiversitätskonvention genannt – ist 
nicht nur geographisch weltumspannend, sie ist auch in-
haltlich das umfassendste Abkommen zum Schutz der 
Natur und zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen des Menschen (vgl. www.bfn.de/0310_cbd.html).
Entstehung und ausgewählte inhaltliche Aspekte
Die CBD ist eines der Umweltabkommen, die 1992 auf 
der oben erwähnten UNCED-Konferenz ins Leben ge-
rufen wurden. Der sogenannte Zieldreiklang der CBD 
lautet: (i) Schutz der Biodiversität, (ii) nachhaltige Nut-
zung ihrer Bestandteile und (iii) gerechte Aufteilung der 
sich aus der Nutzung genetischer Ressourcen ergebenden 
Vorteile. Dass hier Schutz und nachhaltige Nutzung als 
gleichberechtigte Ziele nebeneinanderstehen, ist wich-
tig hervorzuheben: Einerseits entspricht dies dem fort-

schrittlichen naturschutzpolitischen Leitgedanken, dass 
ein effektiver Schutz der Biodiversität nicht ‚ohne den 
Menschen‘ konzipiert werden sollte und nicht nur in 
räumlich separierten und womöglich gut bewachten Are-
alen mit Schutzstatus realisiert werden kann. Auch kann 
eine Nutzung der Biodiversität durch den Menschen zur 
Erhaltung bestimmter Lebensräume oder Ökosysteme 
beitragen, wie dies beispielsweise in der extensiv be-
wirtschafteten Kulturlandschaft der Fall ist. Andererseits 
kann die Gleichrangigkeit von Schutz und nachhaltiger 
Nutzung auch Spielraum für eine Abschwächung des 
Schutzgedankens eröffnen. Denn eine Nutzung ist laut 
CBD-Definition dann nachhaltig, wenn sie langfristig 
nicht zu einer Biodiversitätsabnahme führt, und gewähr-
leistet werden kann, dass sie das volle Potential der Bi-
odiversität erhält, gegenwärtigen und zukünftigen Ge-
nerationen für die Erfüllung ihrer Bedürfnisse zu nutzen 
(www.cbd.int). Wie es um die Nachhaltigkeit steht, wenn 
beispielsweise langfristige Folgen einer Nutzung nicht si-
cher bekannt sind, ist ggf. unterschiedlich interpretierbar.

Etwa alle zehn Jahre verabschiedet die CBD einen 
Strategischen Plan, der als global akzeptierter Fahr-
plan für den Schutz und die nachhaltige Nutzung der 
Biodiversität gelten kann. Der aktuelle und noch bis 
2020 gültige Strategische Plan enthält die sogenann-
ten Aichi-Biodiversitätsziele: Diese gehören zu den 
wichtigsten globalen Vorgaben für die Erhaltung der 
Biodiversität, da sie im Jahr 2010 gemeinsam von den 
damals 194 Vertragsstaaten der CBD – und damit nahe-
zu jedem Staat der Erde – verabschiedet wurden (siehe 
Tab. 5.6-2). Zusammenhänge zwischen Biodiversität 
und Klimawandel sind ein wichtiges Verhandlungsthe-
ma der CBD und entsprechend berücksichtigt in den 
Aichi Targets 10 und 15.

Um den Zustand der Biodiversität auf globalem 
Maßstab zu bestimmen, Trends aufzuzeigen und 
die Umsetzung der CBD zu bilanzieren, wertet das 
CBD-Sekretariat regelmäßig durch die Mitgliedspar-
teien vorgelegte Berichte sowie zusätzliche Studien 
aus und veröffentlicht auf dieser Grundlage einen um-
fassenden Bericht. Dieser Global Biodiversity Outlook 
zeigte im Jahr 2014 anhand vieler Indikatoren, dass 
zwar hinsichtlich der Mehrheit der 20 Aichi-Ziele we-
nigstens Teil-Fortschritte zu erkennen sind (z.B. hin-
sichtlich der Ausweisung von Schutzgebieten oder der 
Restaurierung von Ökosystemen), aber die bisherigen 
Anstrengungen nicht ausreichen werden, die Ziele bis 
2020 zu erreichen (Secretariat of the CBD 2014). Dies 
ist zum einen der zu zögerlichen Implementierung der 
CBD in den einzelnen Staaten geschuldet, zum anderen 
aber auch der Tatsache, dass vielerorts Treibkräfte für 
den Biodiversitätsverlust weiter an Wirkung zunehmen 
(z.B. Landnutzungswandel, Ressourcenverbrauch). 
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Auch können lange Reaktionszeiten zwischen dem Er-
greifen einer Maßnahme und des Sichtbarwerdens einer 
Wirkung die ermittelten Ergebnisse beeinflusst haben.
Unter der CBD wurden im Laufe der Jahre zwei Proto-
kolle ausgehandelt: Das Cartagena Protokoll über Biolo-
gische Sicherheit, dass den grenzüberschreitenden Ver-
kehr genetisch veränderter Organismen regelt, und das 
Nagoya-Protokoll über den Zugang zu genetischen Res-
sourcen und die ausgewogene und gerechte Aufteilung 
der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile (Access 
and Benefit Sharing, ABS). Beide Protokolle (jeweils 
benannt nach dem Ort, in dem sie beschlossen wurden) 
sind eigenständige völkerrechtliche Abkommen.

Umsetzung
Jede Mitgliedspartei ist dazu verpflichtet, die sich aus 
der CBD ergebenden politischen Vorgaben innerhalb des 
eigenen Territoriums umzusetzen und dem CBD-Sekre-
tariat über diesen Prozess regelmäßig zu berichten. Da-
bei entscheidet jeder Staat souverän über die konkrete 
Ausgestaltung der nationalen Umsetzung, je nach natio-
nalen Prioritäten und Kapazitäten. Dies ist einerseits 
sinnvoll, da zum Teil erhebliche Unterschiede bezüglich 
der Umsetzungskapazitäten bestehen, vor allem zwi-
schen Entwicklungs- und Industrieländern. Andererseits 
können so Ziele, die mit anderen nationalen Interessen 
nicht im Einklang stehen, relativ leicht umgangen wer-
den. Sanktionsmechanismen existieren nicht.

Dennoch sind die nationalen Biodiversitätsstrate-
gien und Aktionspläne (National Biodiversity Strategies 
and Action Plans, NBSAPs) wichtige Instrumente der 
CBD. Inzwischen haben sich 181 Länder der Erde und 
die Europäische Union (94% der CBD-Vertragsparteien) 
eine Biodiversitätsstrategie gegeben, in der nationale 
(bzw. EU-weite) Ziele hinsichtlich Schutz und nach-
haltiger Nutzung der biologischen Vielfalt festgeschrie-
ben sind (https://www.cbd.int/nbsap, Stand: September 
2016), und damit zumindest schriftlich erklärt, wie sie 
den Verlust der biologischen Vielfalt aufhalten wollen. 
Deutschland hat seine Nationale Biodiversitätsstrategie 
(NBS) im Jahr 2007 und die EU ihre im Jahr 2011 verab-
schiedet, in beiden sind ehrgeizige Ziele gesetzt (BMUB 
2007, Europäische Kommission 2011). In der Realität 
sind jedoch sowohl in Deutschland als auch in der EU 
große Umsetzungsdefizite festzustellen (BMUB 2015a, 
EEA 2015). Insbesondere muss hinsichtlich des Flächen-
verbrauchs, der biodiversitätsschädlichen Agrarpolitik 
und der fortschreitenden ökologischen Degradation von 
Küsten und Meeren eine Trendwende erreicht werden 
(z.B. BMUB 2015b).

Weitere Quellen globaler Vorgaben
Impulse für globale politische Vorgaben für den Schutz 
und die nachhaltige Nutzung von Biodiversität können 

sich außer aus den oben genannten MEAs auch aus der 
Arbeit internationaler Gremien ergeben, die – anders 
als die Entscheidungsorgane der Konventionen – ihrem 
Mandat nach keine politischen Entscheidungen mit ei-
ner Reichweite in die Mitgliedsparteien hinein treffen, 
sondern solche lediglich informieren sollen. Hierzu ge-
hören die zwischenstaatlichen Wissens-Politik-Schnitt-
stellen IPCC (Intergovernmental Panel on Climate 
Change, http://ipcc.ch) und IPBES (Intergovernmental 
Science-Policy Platform on Biodiversity and Ecosy-
stem Services, http://www.ipbes.net). Sie sollen den ak-
tuellen Kenntnisstand zu bestimmten Themen aufberei-
ten und aus ihm herleiten, wie auf ein Problem politisch 
reagiert werden könnte und welche Konsequenzen dies 
gegebenenfalls hat. IPBES und IPCC wirken auf die 
Politik ein, indem sie u.a. Themen setzen, Problem-
bewusstsein kreieren oder Analysen vornehmen, die 
bestimmte politische Entscheidungen nahelegen oder 
deren Durchsetzbarkeit beeinflussen. Vergleichbar wir-
ken auch andere, unabhängig von IPCC und IPBES 
entstehende internationale Berichte, die als weitere 
Quelle für globale politische Vorgaben in diesem Kon-
text zu nennen sind. Hierzu zählen z.B. die Berichte des 
Millennium Ecosystem Assessments (z.B. Millennium 
Ecosystem Assessment 2005, siehe auch http://millen-
niumassessment.org) und die TEEB-Studien (The Eco-
nomics of Ecosystems and Biodiversity, www.teebweb.
org). Ein politischer Entscheidungsprozess soll durch 
die Aussagen in diesen Berichten jedoch nicht vorweg-
genommen werden, da die Expertengruppen, die sie er-
stellen, selbst nicht demokratisch legitimiert sind. Die 
»Zusammenfassungen für Politiker« aller IPBES- und 
IPCC-Berichte (Summaries for Policy Makers, SPM) 
werden allerdings vom jeweiligen Plenum verhandelt 
und sind nach ihrer Annahme somit legitimierte ge-
meinsame Aussagen aller Mitgliedsparteien.
Schlussbetrachtung
Multilaterale Umweltabkommen sind ein wichtiges 
globales Steuerungsinstrument, um den weltweiten 
Verlust biologischer Vielfalt einzudämmen. Da der 
Schutz und die nachhaltige Nutzung von Biodiversi-
tät im global-politischen Kontext nicht ohne Bezüge 
zum Konzept der Nachhaltigen Entwicklung und zum 
Klimawandel betrachtet werden kann, ist das relevante 
Politikfeld allerdings sehr weit und komplex. Diese 
Komplexität sowie eine Fragmentierung der relevanten 
Regelungslandschaft, teils langwierige Verhandlungs-
prozesse sowie eine schleppende Umsetzung in effek-
tive nationale Politiken birgt die Gefahr, dass in auf-
wändigen Verfahren global gefasste Beschlüsse auf 
nationaler und lokaler Ebene wenig bewirken. Anderer-
seits haben MEAs viele nationale, EU-weite oder inter-
nationale Initiativen und Regelwerke zur Erhaltung der 
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Tab. 5.6-2: Die Aichi-Ziele auf einen Blick (gekürzt). Übersetzung: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit. Darstellung leicht modifiziert und gekürzt übernommen von: www.bmub.bund.de/fileadmin/
Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/cbd_vsk_12_flyer.pdf. Copyright für die Graphiken: BIP/SCBD (Mit 
freundlicher Genehmigung der CBD). Originaltext unter: https://www.cbd.int/sp/targets/ 
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Biodiversität erst ermöglicht, erleichtert oder gefördert.
Eine der wichtigen Errungenschaften globaler Um-

weltabkommen ist die Einsicht, dass bestimmte Pro-
bleme, wie z.B. der Verlust der Biodiversität, nicht an 
nationalen Grenzen haltmachen und daraus eine »glo-
bale Verantwortung« resultiert. Aus dieser leiten sich 
wiederum Verpflichtungen zur internationalen Zusam-
menarbeit, aber auch zu Finanzierungshilfen und zur 
Unterstützung beim Aufbau von Kapazitäten (capacity 
building) in Entwicklungsländern ab. Derzeit fördert 
beispielswiese die Internationale Klimaschutzinitiative 
(IKI, https://www.international-climate-initiative.com) 
Projekte, die Fortschritte beim Klimaschutz, bei der 
Anpassung an die Folgen des Klimawandels oder der 
Erhaltung der biologischen Vielfalt in Entwicklungs- 
und Schwellenländern zum Ziel haben.

Die Einsicht, dass sich Klimawandel, Biodiver-
sitätsverlust und Landnutzungswandel gegenseitig 
bedingen und es daher dringend integrierter Betrach-
tungen und Strategien bedarf, hat im Jahr 2010 auch die 
Sekretariate der Rio-Konventionen (CBD, UNFCCC, 
UNCED), diverse Regierungen sowie eine Vielzahl 
internationaler Partnerorganisationen dazu veranlasst, 
ihre Zusammenarbeit zu verstärken und als gemein-
same Informations- und Austauschplattform den so-
genannten »Rio-Pavillion« ins Leben zu rufen (http://
www.riopavilion.org). Auch stimmen sich aktuell CBD 
und IPBES eng bezüglich einer globalen Bestandsauf-
nahme zur Biodiversität und zu Ökosystemleistungen 
ab: Die Bitte, ein solches Assessment durchzuführen, 
wurde von der CBD an IPBES herangetragen, um für 
den Zeitraum 2021-2030 einen neuen Strategischen Plan 
auf der besten verfügbaren Datengrundlage beschließen 
zu können. Um eine Dopplung zu vermeiden und Res-
sourcen zu schonen wurde vereinbart, dass das globale 
IPBES-Assessement als Grundlage für den Global Bio-
diversity Outlook 5 von der CBD genutzt werden wird. 
Weitere erfolgreiche Beispiele für die multilaterale und 
Konventionen-übergreifende Zusammenarbeit hat das 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen kürzlich zu-
sammengestellt und analysiert (UNEP 2015).

Angesichts des fortschreitenden Verlusts biolo-
gischer Vielfalt und der absehbaren Verfehlung der 
internationalen, EU-weiten sowie nationalen Biodiver-
sitätsziele für das Ende dieser Dekade, ist das Umset-
zen vorhandener Beschlüsse und Maßnahmenkataloge 
dringend geboten. Globale Institutionen wie die CBD 
oder auch IPBES können hierfür wichtige Orientierung 
geben. Ohne drastisch verstärkte Anstrengungen auf 

nationaler und lokaler Ebene werden die Degradation 
von Ökosystemen und die biologische Verarmung un-
serer Landschaften jedoch voranschreiten.
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